
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Schlusser's Bau- und Feuerpolizeiliche Vorschriften in
Baden

Schlusser, Gustav

Karlsruhe, 1924

Anhang II zur Landesbauordnung

urn:nbn:de:bsz:31-140419

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-140419


Förderung künſtleriſcher Bauweiſe . 217
der Wand einſchließt , genügt ſtets ein Abſtandsverhältnis zwiſchenAbſtand und Höhe , wie es durch die Reihe b beſtimmt iſt .Die Höhe der gegenüberſtehenden Wand wird nach 8 27 bemeſſen .Bei einer Abweichung bis zu 150 von der parallelen Stellung derbeiden in Vergleich zu ziehenden Wände gilt deren mittlerer Abſtand .Wenn die in Frage kommenden Fenſter nur einen Teil der Längeoder nur den oberen Teil der 55 i

Wand einnehmen , ſo beziehen ſich die Regeln nur auf die betreffendeWandſtrecke oder auf die betreffenden Obergeſchoſſe . Falls die um⸗liegenden Baulichkeiten eine verwickelte Geſtaltung beſitzen , ſo ſinddie Regeln ſinngemäß auf jedes einzelne Fenſter anzuwenden .Bei Räumen , welche an zwei oder mehreren Seiten Fenſtererhalten , genügt es, wenn die geforderten Abſtände nach einer Seitehin geſichert werden , vorausgeſetzt , daß die lichtgebende Geſamtflächedieſer Seite für ſich allein ſchon der Vorſchrift in § 43 entſpricht .Gegen eine Nachbargrenze müſſen fenſterloſe Wände entwederden oben in Abſatz 1 bezeichneten Mindeſtabſtand einhalten oderunmittelbar an die Grenze geſtellt werden . Bei Wänden mit Fenſtern ,welche einer Nachbargrenze gegenüberſtehen , ſind von der letzteren diein Abſatz 2 vorgeſchriebenen Abſtände mit der Abweichung einzuhalten ,daß unter h die eigene Höhe der beabſichtigten Wand in Rechnung tritt .Statt der Regeln des vorſtehenden Abſatzes iſt es geſtattet , dieAbſtände von den auf dem Nachbargrundſtück befindlichen oder etwaſpäter zu errichtenden Gebäuden zu bemeſſen , wenn eine desfallſigeVereinbarung zwiſchen den Nachbarn geſchloſſen wird und Sicherheitdafür beſteht , daß jene Regeln gegenſeitig eingehalten werden undbleiben ( vergl . § 23) .
Alle vorſtehenden Beſtimmungen über den Abſtand zwiſchen zweiGebäuden ſind gegenſeitig anzuwenden , Umbauten an beſtehendenUmfaſſungswänden , insbeſondere Erhöhungen derſelben , nur unterEinhaltung dieſer Beſtimmungen zuläſſig .
Karlsruhe , Juli 1907 .

gez. : R. Baumeiſter .

Anhang [l zur Landesbauordnung
( 3u 88 33 — 35 L800 ) .

Förderung künſtleriſcher Bauweiſe und Denkmalspflege .
a) Gemeinſchaftlicher Erlaß der Miniſterien der Juſtiz ) , des Kultusund Unterrichts und des Innern vom 15. März 1909 , die För⸗

derung künſtleriſcher Bauweiſe betr .
( M. d. J. , d. K. u. U. Nr . B. 3525 , M. d. J . Nr. 8008. )
Schon mit Erlaß vom 8. April 1904 Nr. 15581 , die Hand⸗habung der Baupolizei , hier die Denkmalspflege betr , iſt den Bezirks⸗ämtern als erwünſcht bezeichnet worden , daß in die örtlichen Bau⸗

5 Jetzt: Min . d. Kultus u. Unterrichts .
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ordnungen Vorſchriften zur Erhaltung und Aus geſtaltung des archi⸗

tektoniſchen Charakters von Straßen und Plätzen aufgenommen
werden : in einer Reihe von Städten (3. B. Mannheim , Heidelberg ,

Karlsruhe , Freiburg ) iſt dieſer Anregung auch Folge gegeben worden .

Im übrigen fehlt es vielerorts in dieſer Hinſicht noch an geeigneten

Vorſchriften . Beiſpielsweiſe war es in einer durch ihre Lage und

ihre zahlreichen Baudenkmale in gleicher Weiſe ausgezeichneten Stadt

leider nicht möglich , die Errichtung eines hohen Fabrikkamins in

einer das Geſamtbild der Stadt und ihrer Umgebung erheblich ſtörenden

Lage auf baupolizeilichem Wege zu verhindern . Wir nehmen deshalb

Veranlaſſung , die Bezirksämter erneut auf dieſen Gegenſtand hinzu⸗

weiſen und machen dabei auf folgende Geſichtspunkte aufmerkſam :

Das vielfach wenig erfreuliche Bild der Bauwerke unſerer

Tage , ſowie die heute immer mehr platzgreifende Anſchauung , daß

auch die Baukunſt ſich den Intereſſen der Allgemeinheit anzupaſſen

habe , haben dazu geführt , der Frage der Bauſchönheit auch auf dem

Gebiete der Geſetzgebung näher zu treten . So iſt beiſpielsweiſe in

Preußen gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften und landſchaftlich
hervorragenden Gegenden das Geſetz vom 15. Juli 1907 erlaſſen
worden ; andere Staaten haben ſich dieſem Vorgehen angeſchloſſen

( 6 B. Sachſen ) oder werden ihm vorausſichtlich in Bälde folgen .
Auch die badiſche Landesbauordnung vom 1. September 1907 hat
den Forderungen der Bauſchönheit durch eine Anzahl von Vorſchriften
Rechnung getragen ; es gehören dahin insbeſondere die Vorſchriften
in den §8 33 —35, 109. Abſ . 1 und 3, 110, ferner 88 2 Abſ . 5, 123

Abſ . 3, 131 Abſ . 3. Weiter ſind in § 12 Abſ . 2 des neuen Orts⸗
ſtraßengeſetzes vom 15. Oktober 1908 und in § 130 des PStGB .
ergänzende Beſtimmungen vorgeſehen . Während die erwähnten Vor⸗

ſchriften des OStck . dazu beſtimmt ſind , eine rechtliche Grundlage

zum vollſtändigen Verbot der Errichtung von Bauten außerhalb
des Bereichs der Ortsſtraßen und Pläne u. a. für den Fall zu ſchaffen ,
daß durch die Errichtung von Bauten das Bild einer landſchaftlich
hervorragenden Gegend verunſtaltet oder der Eindruck geſchichtlich
oder künſtleriſch bedeutungsvoller Baudenkmäler beeinträchtigt würde ,
verfolgen die genannten Vorſchriften der Landesbauordnung den

Zweck , die Art und Weiſe der äußeren Ausgeſtaltung der Bauten
mit den Forderungen der Bauſchönheit in Einklang zu bringen und

gleichzeitig dafür Sorge zu tragen , daß nicht nur den bedeutenderen
Baudenkmalen des Landes die entſprechende Pflege zuteil wird ,
ſondern auch die gute Erhaltung kleinerer Baudenkmale in Stadt

und Land ſowie auf dem freien Feld nach Kräften angeſtrebt wird .

Die Richtung , die das neue Ortsſtraßengeſetz in ſtädtebaukünſtleriſcher
Hinſicht verfolgt , iſt im beſonderen aus dem Vollzugserlaß des Mini⸗

ſteriums des Innern vom 24. Dezember 1908 und den dieſem bei⸗

gegebenen techniſchen Ausführungen ſeines bautechniſchen Referenten
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zu § 2 Abſ . 2 erſichtlich , auf die wir an dieſer Stelle ausdrücklichnochmals verweiſen .
Die Landesbauordnung gibt in den 88 33, 34 und 109 Richt⸗linien hinſichtlich der Punkte , welche auf dieſem Gebiet für örtlicheBauordnungen in Betracht kommen . Sie geht dabei von folgendenvier Hauptgeſichtspunkten aus :
I. Es ſollen Verunſtaltungen von Straßen , Plätzen und Orts⸗bildern durch die Ausführung von Bauten verhindert werden . Zudieſem Zweck ſoll u. a. vorgeſchrieben werden , daß die nach öffent⸗lichen Straßen , Wegen oder Plätzen gerichteten oder von dort ſicht⸗baren Gebäudeteile ein gefälliges Außere haben müſſen und ſich nichtin einem verwahrloſten oder ſonſt das Straßenbild verunzierendenZuſtand befinden dürfen . Vorſchriften dieſes Inhalts ſtellen die Min⸗

deſtanforderungen dar , die in ſchönheitlicher Beziehung an die äußereAusgeſtaltung der Bauten geſtellt werden müſſen . Die Bezirksämterwerden es ſich deshalb angelegen ſein laſſen , darauf hinzuwirken , daßin die örtlichen Bauordnungen , ſoweit dies noch nicht der Fall ſeinſollte , entſprechende Vorſchriften aufgenommen werden . Anderſeitswird es ſich aber , wenn ein Bauvorhaben nach den eingereichtenPlänen gegen eine ſolche ortspolizeiliche Vorſchrift verſtößt , in der
Regel empfehlen , daß das Bezirksamt nicht ohne weiteres die Bau⸗
genehmigung verſagt , ſondern zunächſt durch geeignete mündliche Ver⸗
handlung mit dem Bauherrn auf Beſeitigung des Mangels hinwirktund ihm entſprechende Beratung zuteil werden läßt .

2. Für beſtimmte Straßen und Ortsteile erſcheint es nichtſelten angezeigt , durch die örtliche Bauordnung erhöhte Anfor⸗derungen an die architektoniſche Ausgeſtaltung der Bauten zu ſtellen .Dies gilt insbeſondere für Straßen und Plätze von geſchichtlicher oder
künſtleriſcher Bedeutung ; auch beſtimmt begrenzte Straßenteilekönnen in dieſer Weiſe gegen Beeinträchtigung geſchützt werden . Vor⸗
ſchriften dieſer Art bezwecken die Wahrung der Eigenart des Straßen⸗oder Ortsbildes , die in dem baulichem Zuſtand der betreffenden Orts⸗teile in die Erſcheinung tritt . Es kann in dieſer Beziehung z. B.
vorgeſchrieben werden , daß Neubauten oder bauliche Anderungen ſichder Eigenart der beſtehenden Bauweiſe hinſichtlich der äußeren Form ,der zur Verwendung kommenden Bauſtoffe , der Farbengebung uſw.anpaſſen müſſen , ohne dabei die Zweckbeſtimmung oder die Anſchau⸗ungen unſerer Zeit zu verleugnen . Auch für Straßen oder Ortsteile ,denen eine geſchichtliche oder künſtleriſche Bedeutung an ſich nicht
zukommt , können beſondere Vorſchriften hinſichtlich der äußeren Ge⸗
ſtaltung der Bauten erlaſſen werden , z. B. in der Richtung , daß in
gewiſſen Ortsteilen die Gebäude im Landhausſtil zu errichten ſind ,
daß in anderen beſtimmte Arten von Bauſtoffen vermieden werden
müſſen , daß die Gebäude ſich in ihrem Außern dem Charakter der

) Oben abgedruckt Seite 34.
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einzelnen Straßen als Geſchäfts⸗ Verkehrs⸗ , Wohn⸗ , Promenade⸗

ſtraßen uſw . anzupaſſen haben .
Dabei iſt aber Wert darauf zu legen , daß ſolche Vorſchriften

ſich nicht zu ſehr in Einzelheiten verlieren , und daß im allgemeinen

beſtimmte Stilarten nicht vorgeſchrieben werden , damit dem künſt⸗

leriſchen Schaffen nicht zu enge Grenzen gezogen werden . Auch iſt

zu beachten , daß berechtigte wirtſchaftliche Intereſſen nicht ohne Not

geſchädigt werden dürfen , und daß deshalb ſowohl hinſichtlich des

Wortlauts der Vorſchriften wie hinſichtlich ihrer Anwendung eine

allzugroße Schärfe zu vermeiden iſt . Die Vorſchriften und die auf
Grund derſelben zu erlaſſenden Auflagen ſollen nicht dazu führen ,

daß eine Bauausführung geradezu unmöglich wird , wenn es anderſeits

auch nicht ausgeſchloſſen iſt , daß beſtimmte Arten von Bauten in

gewiſſen Ortsteilen überhaupt nicht zugelaſſen werden . Auch in den

hier zur Erörterung ſtehenden Fällen wird ſich in der Regel durch

geeignete Verhandlungen mit den Bauherren ein Weg finden laſſen ,

welcher deren Intereſſen mit den Vorſchriften der örtlichen Bauordnung
in Einklang bringt und den Bauherren höhere Geldopfer nicht anſinnt .
Wenn in einem beſonderen Falle ausnahmsweiſe höhere Anforderungen
an die äußere Erſcheinung des Hauſes geſtellt werden müſſen , die

eine Erhöhung der Baukoſten bedingen , ſo wird auch da wohl ein

Weg zu finden ſein , der den Wünſchen der Allgemeinheit ebenſo wie

jenen der Bauherren genügend Rechnung trägt .
3. Der gleiche Schutz kann durch die örtlichen Bauordnungen

auch für einzelne Bauwerke von geſchichtlicher , kunſtgeſchichtlicher
oder künſtleriſcher Bedeutung ( Baudenkmale ) geſchaffen werden ,
und zwar ſowohl dadurch , daß für die Ausführung von Bauten und

baulichen Anderungen in der Umgebung ſolcher Bauwerke entſprechende
Vorſchriften erlaſſen werden , als auch durch Beſtimmungen , die ſich
auf die Vornahme baulicher Herſtellungen an den Baudenkmalen

ſelbſt beziehen . Beſonders ſind bei Umbauten von Gebäuden , welche
in das Gebiet der weltlichen oder kirchlichen Denkmale fallen , genaue
und umfaſſende Planvorlagen zu verlangen , welche ficheren Aufſchluß
über den dermaligen Beſtand und die in Frage kommenden Um⸗

änderungen geben . Nicht nur beim Umbau größerer und wertvoller

Bauten , ſondern auch bei ſolchen kleinerer in Stadt und Land iſt

darauf zu achten , daß das bei dem alten Gebäude angewendete Bau⸗
material möglichſt wieder zur Verwendung kommt , und daß 3. B. bei

Fachwerkbauten auf dem Land neben altem verputztem Fachwerk
nicht Ausfüllungen in Backſtein und dergl . eingeſetzt werden , welche

geeignet ſind , den Eindruck des Ganzen zu ſchädigen . Ebenſo iſt
dafür zu ſorgen , daß kleineren freiſtehenden Bauten , ſoweit dieſelben
einen gewiſſen künſtleriſchen, kunſtgeſchichtlichen oder geſchichtlichen
Wert beſitzen , wie Weinberghäuschen , Wegkapellen , Weg⸗ und Stations⸗

kreuzen , Brunnen , Hoheitszeichen und dergl . eine entſprechende Pflege
zuteil , deren Abbruch möglichſt verhütet und deren Zerſtörung hintan⸗
gehalten wird .

„T·.·.·.·..··•·
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Es kann ſich auch empfehlen , in den örtlichen Bauordnungenan geeigneter Stelle darauf hinzuweiſen , daß nicht nur wertvollen

Baugegenſtänden aller Art , die ſich auf freiem Felde befinden , ein
fürſorglicher Schutz zuteil wird , ſondern daß derſelbe auch auf frühe

und früheſte Bauanlagen ausgedehnt wird , die ſich noch vielfach im Walde
zerſtreut vorfinden , ſo z. B. den Ringwällen , den römiſchen und mittel⸗
alterlichen Baureſten aller Art . Dabei iſt zu beachten , daß die gänzlicheBeſeitigung im Privateigentum ſtehender Baudenkmale durch örtlicheBauordnungen zwar nicht verboten werden Kann , daß es ſich abermitunter empfiehlt , im Benehmen mit der Bezirksbauinſpektion ! ) oderdem Konſervator der öffentlichen Baudenkmale auf die Unterlaſſungder Beſeitigung hinzuwirken . Die Bezirksämter werden insbeſonderebei den Ortsbereiſungen Gelegenheit nehmen , hierauf hinzuweiſen , unddabei auch wohl Anlaß haben , auf die beſonders in Dörfern mitunter
ſehr verwahrloſten alten Bauten und Bauteile zu achten und bei wich⸗tigeren Fällen Anzeige an das Miniſterium der Juſtiz, ) des Kultus und
Unterrichts bezw . an den Konſervator der öffentlichen Baudenkmale zuerſtatten , um ſo geeignetenfalls ſtaatlichen techniſchen Rat , in beſonderenFällen auch Beihilfe bei größeren Inſtandſetzungsarbeiten zu erlangen 9*4. Endlich können zum Schutz hervorragender landſchaftlicher
Schönheiten ( Naturdenkmale ) durch örtliche Bauordnungen Vor⸗
ſchriften hinſichtlich der äußeren Geſtaltung von Bauten erlaſſen werden .In dieſer Beziehung ſind die Verhältniſſe ſo verſchieden geartet , daß
ſich allgemein gültige Regeln nicht aufſtellen laſſen . Für ſolche Vor⸗
ſchriften werden namentlich der Schutz öffentlicher Garten⸗ , Wald⸗ und
Parkanlagen , ſchöner einzelſtehender Bäume oder Baumgruppen ſowie
maleriſcher Bach⸗, Teich⸗, Fels⸗ und Weganlagen , ferner aber auchdie ungeſtörte Erhaltung des durch die Natur ſelbſt geſchaffenen Land⸗
ſchaftsbildes und von Fernblicken in Betracht kommen , ſoweit dabei
nach der öffentlichen Meinung oder nach einem zu erhebenden Sach⸗
verſtändigengutachten hervorragende landſchaftliche Schönheiten in
Frage ſtehen . Darauf wird bei der Aufſtellung eines Bebauungs⸗
planes gebührende Rückſicht zu nehmen ſein .

Das Aufſtellen von Reklametafeln , Schaunaſten , Abbildungenund dergl . wird da zu verhindern ſein , wo eine Beeinträchtigungeiner landſchaftlich hervorragenden Gegend oder eines geſchichtlich oder
künſtleriſch bedeutungsvollen Baudenkmales zu befürchten iſt . Die
Beſtimmung in § 130 PStöZB . bietet dafür die geſetzliche Grundlage .Es iſt aber auch auf dieſem Gebiete mit Vorſicht vorzugehen und
darauf zu achten , daß nicht durch eine über das gebotene Maß
hinausgehende Berückſichtigung ſchönheitlicher Geſichtspunkte ſchwer⸗
wiegende wirtſchaftliche Intereſſen gefährdet werden .

) Jetzt : Bezirksbauamt und Miniſt . d. Kultus u. Unterrichts .
müber die Erhaltung der Ruinen hat das Finanzminiſterium

unterm 1. Juni 1910 eine eingehende Anleitung herausgegeben , welche
vom Miniſt . d. Innern mit Erl . v. 27. Juli 1910 Nr. 33 628 den
Bezirksämtern mitgeteilt wurde .
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Die Bezirksämter werden deshalb veranlaßt , überall dort , wo

nach den örtlichen Verhältniſſen Anlaß dazu gegeben iſt , auf die

Erlaſſung örtlicher Bauvorſchriften im Sinne der Ziffer 2 —4 in

geeigneter Weiſe hinzuwirken .

In 835 der Landesbauordnung iſt beſtimmt , daß zur Begut⸗

achtung der Entwürfe von örtlichen Bauvorſchriften der vorſtehend
unter J, 2 —4 bezeichneten Art , ſowie der einzelnen unter die betreffen⸗
den Vorſchriften fallenden Bauvorhaben Sachverſtändige zuzuziehen

ſind ; ein gleiches Verfahren wird ſich auch empfehlen bei der Auf⸗

ſtellung von Bebauungsplänen . Die Landesbauordnung empfiehlt
u. a. die Anhörung von mit der kunſtgeſchichtlichen Entwicklung des

betreffenden Orts vertrauten Perſonen oder auf gewiſſen Einzel⸗

gebieten beſonders erfahrenen Fachleuten , geeignetenfalls auch die

Beſtellung von Sachverſtändigenkommiſſionen . In einigen
Städten ( ſo z. B. Mannheim , Karlsruhe , Freiburg ) ſind ſolche Kom⸗

miſſionen ſchon beſtellt , in der Mehrzahl der Amtsbezirke fehlt es

jedoch noch an einer derartigen Einrichtung . Es iſt wünſchenswert ,
daß die Bezirksämter nunmehr die geeigneten Schritte ergreifen , um

die Bildung von Sachverſtändigenräten in die Wege zu leiten . Die

Beſtellung nur einer Perſon wird bei dem heutigen raſchen Wechſel
der Schönheitsbegriffe nicht in allen Fällen geeignet ſein , Erſprieß⸗

liches zu leiſten , da die Möglichkeit einſeitiger Auffaſſung alsdann

nicht immer ausgeſchloſſen iſt . Um eine tunlichſt ſachliche und unbe⸗
fangene Beurteilung zu erhalten , erſcheint es deshalb zweckmäßig ,
wo die Möglichkeit hierzu beſteht , Leute für die Kommiſſionen zu
gewinnen , die nicht einſeitig eine Kunſtanſchauung vertreten , ſondern
die ſich in ihren Anſchauungen ergänzen . Es können hierfür ſtaatliche
und private Architekten , ferner aber auch Perſonen in Betracht
kommen , die ohne eigentliche Fachbildung ſich ein beſonderes Ver⸗

ſtändnis für die Beurteilung der in Betracht kommenden Fragen
erworben haben und ſowohl ein richtiges Gefühl für die Schönheit
und den Wert der Bauten und für die geſchichtlichen Beſonderheiten
der heimatlichen Bauweiſe , als auch für die vorhandenen Schönheiten
der Natur beſitzen . Wenn die Bildung ſolcher Kommiſſionen auch
da und dort vielleicht zunächſt auf Schwierigkeiten ſtoßen kann , ſo
ſind wir doch überzeugt , daß es den Bemühungen der Bezirksämter
gelingen wird , Perſonen zu finden , die ihre Kenntniſſe und ihr geſundes
Urteil gern in den Dienſt dieſer Sache ſtellen . Die im Lande beſtehen⸗
den Bezirksvereine des Badiſchen Architekten⸗ und Ingenieurvereins
ſowie ſonſtige , die gleichen Beſtrebungen verfolgende Vereine (5. B.
Bund Deutſcher Architekten , Verein Schauinsland in Freiburg , Verein

Heimatliche Kunſtpflege in Karlsruhe , Bund für Heimatſchutz , Verein

„Badiſche Heimat “ uſw. ) , ferner die vom Miniſterium der Juſtiz ,) des
Kultus und Unterrichts in den einzelnen Amtsbezirken beſtellten Bezirks⸗
pfleger der Kunſt⸗ und Altertumsdenkmäler werden wohl bereit ſein ,
den Bezirksämtern mit geeigneten Vorſchlägen an die Hand zu gehen .

) S. Anm. 18 . 221
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III .
Auch abgeſehen von dem unter J1 und Ierörterten Vorgehenerſcheint es nach Beobachtungen , die wir häufig zu machen Gelegenheithatten , angezeigt , auf eine Beſſerung der baulichen Verhältniſſe inäſthetiſcher Beziehung , insbeſondere auch auf dem Lande hinzuarbeiten .Es hat da und dort das Beſtreben Platz gegriffen , Gebäuden eineäußere Form und Ausgeſtaltung zu geben , die weder der Zweck⸗beſtimmung des Gebäudes , noch der Eigenart ſeiner Umgebung , nochden Vermögensverhältniſſen des Bauherrn entſprechen . So werdenmitunter die Stilformen der Großſtadt ohne weiteres auf Bautenin mittleren und kleinen Gemeinden übertragen , und es wird dabeiin der Abſicht , eine möglichſt auffallende Wirkung zu erzielen , nichtſelten in aufdringlicher Weiſe Schmuckform an Schmuckform gereiht ,oft unter Verwendung formwidriger Bauſtoffe und unter Aufwendungbedeutender Summen , die wohl richtiger für beſſere Bauſtoffe undeinen einfacheren , aber der Ortlichkeit mehr angepaßten Schmuck ver⸗wendet würden ; auch verſtändnisloſer Farbenſchmuck und eine der

Umgebung nicht angepaßte , meiſt zu unruhige Umrißlinie machen ſichhäufig in aufdringlicher und das Auge verletzender Weiſe bemerkbar .
Auf der andern Seite werden auf dem Lande aber auch oftmalsgänzlich form⸗ und ſchmuckloſe Bauten errichtet , die den Großſtadt⸗bauten lediglich die Größenverhältniſſe und die Zahl der Stockwerke ,nicht aber auch die gediegene Ausbildung im Außern und Innernentnommen haben und dadurch als nüchterne und geſchmackloſe Miet⸗
kaſernen in die Erſcheinung treten . Ahnliches gilt auch von den
Fabrikbauten , denen man lange eine äußerlich befriedigende Formnicht geben zu können glaubte . Muſtergültiges iſt indeſſen in Badenund außerhalb Badens ſchon geſchaffen und damit der Beweis erbrachtworden , daß es nur des guten Willens und des geeigneten Mannes
bedarf , auch in ſolchen Fällen um das gleiche Geld Einwandfreies
zu erbauen und damit namentlich Orte und Gegenden mit Induſtrie⸗
entwicklung vor Verunſtaltung zu ſchützen . Nach Möglichkeit wird
auch von den Baupolizeibehörden , unter Umſtänden durch Erlaſſung
ortspolizeilicher Vorſchriften , gegen die aus falſchem Schönheitsgefühloder unangenehmer aufdringlicher Reklameſucht manchmal angebrachtenMuſter und Ornamente , Buchſtaben , Namen und Zahlen in Dach⸗,Hauswand⸗ und Kaminflächen in Zukunft einzuſchreiten ſein .

Die Landesbauordnung will darauf hinwirken , dem Lande eine
geſunde , durch Erwerbs⸗ und Verkehrsverhältniſſe , Lage und Klima
begründete heimiſche Bauweiſe zu geben , die den Bauherrn vor un⸗
nötigen Ausgaben ſchützt und den Beſchauer erfreut . Es iſt die Auf⸗gabe der mit der Handhabung der Baupolizei betrauten Stellen , auchdieſer Seite ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden , der Bevölkerung mit
Rat an die Hand zu gehen und den Sinn für das einfache , natürlicheund ſchöne Bauen anzuregen . Wie die Bauweiſe beſchaffen ſein ſoll ,
richtet ſich neben der Zweckbeſtimmung der Bauten vor allem nachden örtlichen Verhältniſſen , nach der Höhenlage , Umgebung , Verwend⸗
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barkeit einheimiſcher , leicht zu gewinnender Bauſtoffe und nach den

Lebensgewohnheiten der Bevölkerung . Nach dieſen Geſichtspunkten
ſollen die örtlichen Bauordnungen unter Berückſichtigung der eigen⸗
artigen Verhältniſſe der einzelnen Landesteile der Landesbauordnung
ergänzend zur Seite treten ; ihre Beſtimmungen ſollen ſich vor Ein⸗

ſeitigkeiten hüten , anderſeits aber erſchöpfend , klar , verſtändlich und

ſo abgefaßt ſein , daß ſie dem einzelnen Falle leicht angepaßt und

ohne Schwierigkeit in die Wirklichkeit übertragen werden können .
Sie werden damit weſentlich zur Verbeſſerung unſerer Bauſchönheit
beitragen , ferner aber auch in weiteren Kreiſen der Bevölkerung den
Sinn für die Schönheiten der heimiſchen Bauweiſe und das Intereſſe
für die Weiterbildung und Ausgeſtaltung der überlieferten Bauart

auf heimatlicher Grundlage wecken .

Bei dieſer Gelegenhelt nehmen wir Veranlaſſung , auf einen

Punkt beſonders hinzuweiſen . Es iſt uns wiederholt die Auffaſſung
entgegengetreten , als ob die in unſeren höheren Gebirgslagen ſeit
Jahrhunderten üblichen Strohdächer ſich heutzutage überlebt hätten
und als ob die neue Landesbauordnung dieſe Bauweiſe verhindern
wollte . Beide Anſichten treffen in keiner Weiſe zu. Daß gerade
dieſe in verſchiedenen höher gelegenen Gegenden des badiſchen Landes
heimiſche , außerordentlich maleriſche und gegen Hitze und Kälte guten
Schutz gewährende Dachdeckung auch weiterhin beibehalten werden
ſoll , geht aus verſchiedenen Beſtimmungen der Landesbauordnung
klar hervor ( vergl . 88 68 Abſ . 4, 109 Abſ . 3 und insbeſondere 8 110 ) ;
auch ſind die ortspolizeilichen Vorſchriften , welche auf Grund des
— dem § 110 der neuen Landesbauordnung entſprechenden — §8 43
der alten Landesbauordnung früher ſchon erlaſſen wurden , vom
Miniſterium des Innern im Vollzugserlaß zur neuen Landesbau⸗
ordnung ausdrücklich beſtätigt worden . Daß auch anderwärts auf
die weitere Erhaltung des Strohdaches großer Wert gelegt wird ,
beweiſen die mehrfach unternommenen Verſuche , das Dachſtroh feuer⸗
ſicher zu machen . Wir verweiſen auf die im Sommer 1908 in Oſter⸗
wede bei Worpswede durch den Maler Hans am Ende veranſtalteten
Brandverſuche an mit einer Flüſſigkeit getränkten Strohdächern , die
ein außerordentlich befriedigendes Ergebnis lieferten ! ) ; ferner darauf ,
daß auch die Prüfungsanſtalt in München das Syſtem Konrad
Gautſch „ das Imprägnierungsverfahren der Strohdächer gegen Feuer “
geprüft und gut befunden hat .

Endlich wollen wir nicht unterlaſſen , darauf aufmerkſam zu
machen , daß es nicht der Verehrung des überkommenen entſpricht ,
wenn alte , durch die Geſchichte , die Zweckbeſtimmung oder andere
Tatſachen gewordene Straßennamen grundlos geändert werden .

) Vgl . „ Das feuerſichere Strohdach “ , Protokoll der Brandprobe
und Herſtellung des Daches von Hans am Ende , Verlag Heimat⸗
ſchutzberein Worpswede bei Bremen ( Preis 1 Mk. ) , das auch über
die Herſtellung des ſog . Gernentzſtrohdachs näheren Aufſchluß gibt .
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Von nicht geringer Bedeutung für die Erzielung von Formen⸗
ſchönheit bei unſeren Bauten iſt es, daß die zur ſtändigen Beratungund Unterſtützung der Bezirksämter und zur überwachung der Bau⸗
ausführungen beſtellten Baukontrolleure bei Zeiten mit Verſtändnis
eingreifen und daß dieſe , ſoweit ſie ſelbſt einen Plan bearbeiten , nur
Einwandfreies liefern , und daß auch in ſolchen Fällen , insbeſonderewenn es ſich um die Erhaltung alter und die Herſtellung neuer
bedeutender und wichtiger Bauten handelt , noch weitere geeignete
Sachverſtändige um ihren Rat und ihre Mitwirkung angegangenwerden . Auch bei den nicht unter die obengenannten ortspolizeilichen
Vorſchriften fallenden Bauvorhaben laſſen ſich durch geeignete Be⸗
lehrung der Bauherrn mit kleinen Mitteln oft große Verbeſſerungenin ſchönheitlicher Beziehung und zugleich Gelderſparniſſe erzielen .
Zur Löſung dieſer Aufgabe ſind auf dem Lande in erſter Linie die
Baukontrolleure berufen ; dieſelben ſind hierauf beſonders aufmerkſam
zu machen . Leider laſſen die dem Miniſterium des Innern zur Rekurs⸗
entſcheidung , Dispensbewilligung , Genehmigung von Kapitalaufnahmenund aus ähnlichen Anläſſen vorgelegten Bauakten einen ſolchen Einfluß
häufig vermiſſen . Vorbedingung für dieſe belehrende Einwirkung der
Baukontrolleure iſt allerdings , daß dieſelben auch hierzu befähigt ſindund über das nötige Schönheitsgefühl verfügen . Es muß deshalb
den Bezirksämtern wiederholt empfohlen werden , als Baukontrolleure
nur gut empfohlene Techniker , welche über gute techniſche und allge⸗meine Schulbildung und ausreichende praktiſche Erfahrung verfügen ,
zu beſtellen .

Ebenſo wichtig iſt es aber auch , daß bei Errichtung öffentlicherBauten und bei ſolchen Gebäuden , die im Ortsbild eine bevorzugte
Stellung einnehmen , der Bevölkerung ein gutes Beiſpiel gegeben
wird . Es gehören hierher vor allem die Rathäuſer ! ) , Kirchen und
Schulhäuſer ) , Krankenhäuſer uſw. s) . Nach unſeren Wahrnehmungen
fehlt es insbeſondere bei Gemeindebauten häufig an der erforderlichen
Sorgfalt bei der Planbearbeitung , aber auch an einer gründlichenund ſachgemäßen Durchprüfung der Pläne unter dem Geſichtspunktder Bauſchönheit . In vielen derartigen Fällen iſt es angezeigt , daß

) Wegen der Beſchaffung von Plänen für Gemeindebauten im
Wege des Wettbewerbs hat das Min . d. Innern mit Erl . vom
5. Dezbr . 1912 Nr. 50 280 den Bezirksämtern eine von ſeinem bau⸗
techniſchen Referenten ausgearbeitete Anleitung mitgeteilt .

2) Wegen der Schulhausbauten vgl . auch den Erl . d. Min . d.
Kultus und Unterrichts v. 17. November 1910 Nr. B 13589 ſowiedie im Auftrag dieſes Miniſteriums von Geh . Oberbaurat ProfeſſorDr. Warth bearbeitete Schrift „Ländliche Schulhausbauten und ver⸗
wandte Anlagen im Großherzogtum Baden “ .

), Wegen der Ausſichtstürme ſ. Erl . d. Min . d. Innern vom
9. Oktober 1909 Nr. 28994 ( in der Anmerkung zu 8 34 Abſ . 1 L80 .
— oben S. 83 — abgedruckt ) .

Schluſſer - Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 15
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die Baupolizeibehörden mit den Organen der ſtaatlichen Denkmals⸗

pflege in Fühlung treten . Die Bezirksämter haben deshalb künftighin
bei Umbauten der durch ihren künſtleriſchen oder geſchichtlichen Wert
bedeutenden oder für die heimiſche Bauweiſe wertvollen Gemeinde⸗

bauten , ſowie bei Wiederherſtellung kleinerer älterer wertvoller Bau⸗
werke auf dem freien Felde , ferner bei Neuherſtellung oder größerer
baulicher Anderung ſolcher Bauten , die nach ihrer beabſichtigten
äußeren Geſtaltung geeignet erſcheinen , den ſchönen Eindruck eines
alten Orts⸗ , Straßen⸗ oder Platzbildes , eines Bau⸗ oder Naturdenk⸗
mals zu ſchädigen , gegebenenfalls nach Anhörung einer Sachverſtän⸗
digenkommiſſion durch Vermittlung eines der beiden Miniſterien auch
dem Konſervator der öffentlichen Baudenkmale Gelegenheit zur Einſicht
der Pläne und zur Erteilung von Ratſchlägen zu geben .

Damit auch bei kirchlichen Bauten wegen der im Intereſſe
der Denkmalspflege notwendigen Anordnungen mit den oberſten Kirchen⸗
behörden rechtzeitig ins Benehmen getreten werden kann , haben die
Bezirksämter künftighin in allen Fällen , in denen kirchliche Gebäude

jeglicher Art durch Neubauten erſetzt oder größeren bezw . wichtigeren
baulichen Anderungen unterzogen werden ſollen , dem Miniſterium der
Juſtiz , des Kultus und Unterrichts ! ) rechtzeitig Anzeige zu erſtatten .

Endlich iſt darauf Bedacht zu nehmen , daß auch bei Anlage und
Aufſtellung von Denkmalen ( Krieger⸗ , Perſonen⸗ , Feuerwehrdenk⸗
male uſw. ) die Anforderungen der Schönheit nicht außer acht gelaſſen
werden ; hier wird die Anhörung von Sachverſtändigen ebenfalls von
Vorteil ſein . Sie ſind in dieſen Fällen berufen , den Gemeinden zu⸗
nächſt bei der Platzwahl , welche überall die erſte Vorausſetzung für
eine gute Löſung der Denkmalfrage bilden wird , an die Hand zu
gehen , ferner auch bei der weiteren Behandlung der Sache den Ge⸗
meinden ihren Rat angedeihen zu laſſen und dieſelben dadurch vor
künſtleriſch Minderwertigem , zugleich aber auch vor unnützen großen
Ausgaben zu behüten

Wenn die Behörden und Gemeinden in allen dieſen Fragen
mit Rat und gutem Beiſpiel vorangehen , wenn ferner einflußreiche
Ortsangehörige ( Bürgermeiſter , Pfarrer , Lehrer uſw. ) ſich für die
Sache begeiſtern , dann werden auch die einzelnen Bauherren ihnen
bald auf dieſem Wege folgen , namentlich wenn ihnen vor Augen
geführt wird , daß ſich oft mit geringerem Aufwand an Mitteln Schöneres
und Wertvolleres erreichen läßt , als vom Bauherrn da und dort
vielleicht urſprünglich beabſichtigt war .

) Jetzt : Miniſterium des Kultus und Unterrichts .
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b) Muſter einer ortspolizeilichen Vorſchrift über Förderung
künſtleriſcher Bauweiſe .

( Mit Erlaß des Min . des Innern vom 31. März 1909 Nr. 11970
den Bezirksämtern mitgeteilt . )

Die Erlaſſung baupolizeilicher
Vorſchriften für Bauten in der Nähe
des Titiſees betreffend .

Auf Grund der 88 116 und 130 des PStczB . und des 8 367
Ziffer 15 des RStchB . wird unter Hinweis auf die Vorſchriften der
LB0 . insbeſondere die 88 33 bis 35, 109 Abſatz ' 1 und 3, 123 Abſatz 1
und 3 und 131 Abſatz 3, ſowie auf § 12 Abſatz 2 lit . a des OStcg .
folgende

ortspolizeiliche Vorſchrift

8. 15
Am Titiſee und in deſſen nächſter Umgebung auf den Gemar⸗

kungen Hinterzarten , Viertäler , Saig , Falkau können Bauten im
Sinne des § 1 Abſatz 1 und 2 der Landesbauordnung , welche durch
die beabſichtigte Art ihrer Ausführung der heimatlichen Bauweiſe
nicht genügend Rechnung tragen und die Annahme rechtfertigen , daß
durch ihre äußere Erſcheinung im Zuſammenhang mit ihrer Lage das
vorhandene Orts⸗ , Landſchafts⸗ oder Naturbild beeinträchtigt wird ,
von der Baupolizeibehörde unterſagt werden .

825
Die Beſeitigung einzelner Teile von geſchichtlich oder künſtleriſch

wertvollen Bauten , wie Kirchen , Kapellen , Wohn⸗ und Nutzgebäuden ,
Brunnen , Bildſtöcken einſchließlich beachtenswerter Malereien , ſowie
die Veränderung von Orts⸗ , Straßen⸗ oder Platzbildern , die infolge
der Lage , Anlage oder Bebauung beſonderen Wert beſitzen , ferner die
Ausführung von Bauarbeiten im Sinne von 8 123 Abſatz 1 und 3
der Landesbauordnung , endlich auch die Ausführung von Bauten
oder Bauarbeiten in der Nähe von geſchichtlich oder künſtleriſch wert⸗
vollen Bauten können durch die Baupolizeibehörde dann unterſagt
werden , wenn anzunehmen iſt , daß durch die Vornahme ſolcher
Arbeiten die Eigenart oder der Eindruck des Bauwerks oder des
Geſamtbildes notleidet .

erlaſſen .

8 3.
Das Aufſtellen von Reklameſchildern und Schaukäſten und das

Anbringen von Abbildungen , Aufſchriften , Verzierungen in Form
gemuſterter Baumaterialien , Zahlen in Dachflächen , Wänden , Kaminen
und dergleichen mehr an Gebäuden oder im Freien unterliegt der
Genehmigung der Baupolizeibehörde . Vorhandene Anlagen dieſer
Art ſind auf Anordnung der Baupolizeibehörde innerhalb einer von
der Baupolizeibehörde zu beſtimmenden Friſt zu entfernen .

ER
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8 4.
Die Entſcheidung über die vorgenannten Fragen trifft das

Bezirksamt nach Anhörung einer auf Grund des § 35 der Landes⸗
bauordnung beſtellten Sachverſtändigenkommiſſion .

c) Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 25. Mai 1914 Nr . 19121 ,
den Schutz von Bau⸗ und Naturdenkmälern betr .

Es iſt die Frage aufgeworfen worden , ob die Veränderung
oder Beſeitigung einer Brücke , die zu erhalten im Intereſſe des
Heimatſchutzes erwünſcht iſt , verhindert werden kann . Gemäß 8§ 1
Abſ . 1 Ziff . 6 der LBO . ſind Brücken nur unter gewiſſen Voraus⸗
ſetzungen als Bauten im Sinne der LBO . anzuſehen . Dieſe Voraus⸗
ſetzungen werden regelmäßig nicht zutreffen , wenn die Brücken dem
öffentlichen Verkehr zu dienen beſtimmt ſind . Hinſichtlich dieſer
Brücken , die im Zug öffentlicher Wege liegen , gelten die baupolizei⸗
lichen Beſtimmungen nicht , ſie unterliegen vielmehr dem für die Wege
geltenden Recht , und es können daher hinſichtlich ſolcher Brücken
auch keine örtlichen Bauvorſchriften erlaſſen werden .

Es bietet jedoch das in §S 35 Abſ. 2 des Straßengeſetzes ! )
begründete ſtaatliche Aufſichtsrecht über die öffentlichen Wege die
Gelegenheit , auch bei Brücken , die dem öffentlichen Verkehr dienen ,
auf den Schutz von Bau⸗ und Naturdenkmälern ſowie von Orts⸗ und
Landſchaftsbildern zu achten , und es gilt das in gleicher Weiſe hin⸗
ſichtlich der Wege ſelbſt .

Es ſoll deshalb auch bei Ausübung der durch die §8 8 und 18
der VVO . zum Straßengeſetz den Bezirksämtern im Benehmen mit
den Waſſer⸗ und Straßenbauinſpektionen und der Oberdirektion des
Waſſer⸗ und Straßenbaues ? ) übertragenen Aufſicht über Straßen und
Wege einſchließlich der Brücken auf den Schutz von Bau⸗ und Natur⸗
denkmälern ſowie von Orts⸗ und Landſchaftsbildern Rückſicht ge⸗
nommen und durch Belehrung und gütliche Verhandlung mit den
Beteiligten eine etwa erwünſchte entſprechende Anderung der Ent⸗
würfe herbeigeführt werden .

Es darf angenommen werden , daß Kreiſe und Gemeinden ,
welche an die Neuanlage oder Hauptverbeſſerung von Straßen , Wegen
oder Brücken herantreten , den Vorſtellungen , die im Intereſſe des
Heimatſchutzes von den Aufſichtsbehörden erhoben werden , in der
Regel Gehör ſchenken .

1) §S 35 Abſ . 2 des Straßengeſetzes lautet :
„ Durch die Aufſichtsbehörde kann die Ausführung ( der Neu⸗

anlage oder der Hauptverbeſſerung einer Kreisſtraße oder eines
Gemeindewegs ) unterſagt oder an Bedingungen geknüpft werden ,
wenn und ſoweit der Entwurf mit geſetzlichen oder Verordnungs⸗
beſtimmungen im Widerſpruch ſteht oder dadurch das allgemeine
Intereſſe verletzt wird . “

2) - Jetzt : Waſſer - und Straßenbauämtern und Waſſer⸗ und
Straßenbaudirektion .
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Sollte in einzelnen Fällen dieſe Annahme nicht zutreffen , ſo iſtdurch Vermittlung der Oberdirektion des Waſſer⸗ und Straßenbauesuns Vorlage zu erſtatten .

d). Gemeinſchaftlicher Erlaß des Arbeitsminiſteriums und desMiniſteriums des Kultus und Unterrichts vom 17. Februar 1922Nr . 6157 , Kriegerehrungen betr .
Es ſind Zweifel darüber entſtanden , ob der Bau von Krieger⸗denkmälern der baupolizeilichen Genehmigung bedarf .1. Kriegerdenkmäler der allgemein üblichen Art , die einen maſſivenUnter⸗ und Oberbau haben und feſt mit dem Erdboden verbundenſind , gehören nach dem 8 1 Ziffer 2 und 8 123 Abſatz 1 der Landes⸗bauordnung als „ Hochbauten “ zu den genehmigungspflichtigen Bauten .Einer baupolizeilichen Genehmigung bedürfen dagegen dieſe Denkmälernicht , wenn ſie nach Auffaſſung und Umfang den Rahmen einfacher Grab⸗denkmäler nicht überſchreiten (§ 123 Abſatz 1 Buchſtabe m LB0. ) .2. Das Anbringen von Gedächtnistafeln , gleichviel welchenMaterials , von Ehrenſchildern , die Anlage von Gedächtnis⸗ und Ehren⸗hainen ohne Denkmale , Bäumen , die Ehrung durch Glasmalerei ,muſiviſche Kunſt und dergl . bedarf einer baupolizeilichen Genehmigungnur dann , wenn damit eine „Bauveränderung “ im Sinne des 81Abſatz 2 und 1 der LB0 . verbunden iſt oder wenn durch örtlicheBauvorſchriften nach 88 33, 34, 109 Abſatz 1 und 3 L80 . eine ſolcheGenehmigung verlangt wird , z. B. bei Anbringung von Gedächtnis⸗tafeln uſw . an Bau⸗ oder Naturdenkmalen.3. Im baupolizeilichen Genehmigungsverfahren iſt es der Bau⸗polizeibehörde auch möglich , in eine Prüfung in der Richtung einzu⸗treten , ob das Denkmal nach Art ſeiner Stellung , Aufbau , Formund Aufwand denjenigen Forderungen entſpricht , die heute billiger⸗weiſe nach dem Allgemeinempfinden ſchönheitlich fühlender Menſchenan ſolche Denkmäler geſtellt werden müſſen . Die Erfahrungen derjüngſten Vergangenheit laſſen ſolche Einwirkung dringend gebotenerſcheinen . Eine Verſagung der baupolizeilichen Genehmigung ausſolchem Grunde kommt jedoch nur dann in Frage , wenn ſie auf eineorts⸗ oder bezirksbaupolizeiliche Beſtimmung im Sinne der 88 33,34, 109 der Landesbauordnung geſtützt werden kann . In den übrigenFällen wird es aber meiſt auch ohne das Vorhandenſein ſolcher Vor⸗

ſchrift möglich ſein , auf gütlichem Wege durch Einwirkung auf Bau⸗herrn und den Ausführenden eine Anderung in der Form oder Stel⸗
lung , ſoweit dieſe nicht befriedigen , anzuſtreben . Ausnahmsweiſe kannhier auch das Nahelegen des Verzichts auf die Errichtung eines Denk⸗
mals , ſofern dieſes geboten erſcheint , angeſtrebt werden .

4. Die Baupolizeibehörde wird ſich in ſolchen Fällen nicht allein
auf ihr eigenes Urteil verlaſſen ſollen , vielmehr die ihr in den Be⸗
zirksbauämtern , den Vertretern des Vereins „Badiſche Heimat “ undanderen berufenen Kreiſen zur Verfügung ſtehenden Sachverſtän⸗

5 Jetzt: Waſſer⸗ und Straßenbaudirektion .
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digen rechtzeitig darüber hören müſſen . Dieſe Anhörung ſtützt ſich

auf den § 131 Abſatz 3 der Landesbauordnung . Für Kriegerdenk⸗

mäler beſteht überdies als ſachverſtändige Stelle die dem Miniſterium

des Kultus und Unterrichts angegliederte Landesberatungsſtelle
für Kriegerehrungen , die Koſtenlos Rat erteilt , künſtleriſche Ent⸗

würfe zur Verfügung ſtellt , die Gewinnung künſtleriſcher Kräfte für

die Errichtung von Kriegerdenkmälern vermittelt und in geeigneten

Fällen auch die Ausführung der Arbeiten überwacht .

5. Sollten ſich im Einzelfalle bei der Baupolizeibehörde bei der

Prüfung ſolcher Fragen Schwierigkeiten und Zweifel ergeben , ſo iſt

Bericht an das Arbeitsminiſterium oder gegebenenfalls an das Mini⸗

ſterium des Kultus und Unterrichts zu erſtatten .

e) Erlaß des Arbeitsminiſteriums vom 29. März 1921 Nr . 6839 ,

die Pflege der weltlichen Kunſt⸗ und Baudenkmäler betr .

Bei vielen alten Häuſern , die an ſich zwar nicht zu den eigent⸗

lichen Baudenkmälern zu rechnen ſind , finden ſich oft architektoniſche
Einzelheiten von techniſcher , künſtleriſcher oder heimatgeſchichtlicher

Bedeutung am Außern oder im Innern vor , auf deren Erhaltung

vom Standpunkt der Denkmalpflege aus Wert gelegt werden muß .

Viele ſolcher Einzelheiten ſind ſchon durch Abbruch von Häuſern oder

durch Bauveränderungen verloren gegangen . Es iſt nun zwar eine

allgemeine rechtliche Handhabe , den Abbruch eines alten Gebäudes

—gleichviel , ob es Baudenkmalwert im Ganzen oder im Einzelnen

beſitzt oder nicht — zu verhindern , derzeit nicht vorhanden ; der

Schutz erhaltenswerter Bauten iſt vielmehr durch beſondere orts⸗ oder

bezirkspolizeiliche Vorſchriften gewährleiſtet und an vielen Orten auch
ſchon geſichert . In allen Fällen , in denen durch Abbruch oder Umbau

die Vernichtung eines beſonderen ideellen Wertes in Frage kommen

kann , ohne daß die Möglichkeit der Anwendung einer polizeilichen

Vorſchrift zum Schutze des betroffenen Bauwerkes gegeben iſt , ſollte

künftig vonſeiten des Bezirksamtes , ſobald und ſoweit es davon

Kenntnis erhält , dem Bezirksbauamt zeitig Mitteilung gemacht werden ,

ſodaß das Bezirksbauamt für die Rettung ſolcher Werte eintreten

kann . Es wird ſich hierbei darum handeln , entweder auf dem Wege

gütlicher Vereinbarung mit dem Beſitzer des betreffenden Baues die

Erhaltung oder geeignete Wiederverwendung bemerkenswerter Teile

oder gegebenenfalls deren Verbringung in ein Muſeum zu bewirken

oder aber wenigſtens durch zeichneriſche und photographiſche Auf⸗

nahmen und Beſchreibungen den urſprünglichen Beſtand feſtzuhalten .

Durch dieſes Verfahren darf eine Verzögerung der reinen baupolizei⸗

lichen Behandlung ſelbſtverſtändlich nicht eintreten .

1) Gemeinſchaftl . Erlaß der Miniſterien des Kultus und Unterrichts

u. des Innern v. 11. Aug . 1911 Nr . 36817 , Baudenkmalpflege betr .
In § 123 Abſ . 2 der Landesbauordnung iſt die Vornahme be⸗

ſtimmter Bauarbeiten unter Einhaltung der beſtehenden Vorſchriften

ohne vorgängige bezirksamtliche Baugenehmigung zugelaſſen . Von
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dieſer Erleichterung ausdrücklich ausgeſchloſſen ſind nach § 123 Abſ . 3
a. a. O. dieſe Bauarbeiten dann , wenn ſie an Bauten oder Bauteilen
vorgenommen werden ſollen , deren Erhaltung wegen ihres geſchicht⸗
lichen , kunſtgeſchichtlichen oder Künſtleriſchen Wertes von Bedeutungiſt ( Baudenkmale ) .

Es iſt mehrfach die Wahrnehmung gemacht worden , daß die
praktiſche Anwendung dieſer für die Denkmalspflege beſonders wichtigen
Beſtimmung der Landesbauordnung inſofern Schwierigkeiten begegnet ,als die Bezirksämter von den beabſichtigten Ausbeſſerungsarbeitenan Baudenkmälern überhaupt nichts erfahren , ſondern erſt nach der
ohne ſachverſtändigen Rat zum Schaden des Denkmals vorgenommenen
baulichen Veränderung vom Sachverhalt Kenntnis erhalten .

Eine Handhabe , um dieſem Mißſtand zu begegnen , bieten die
Beſtimmungen des § 112 Abſ .1 Ziffer 2 und Abſ . 2 LB0 . , wonachdie Ortsbaukommiſſionen verpflichtet ſind , die Aufſicht darüber zu
führen , daß keine Bauausführung vor Erteilung der dazu erforderlichen
Genehmigung begonnen wird , ſowie darüber zu wachen , daß die zum
Schutz des Straßen⸗ , Orts⸗ und Landſchaftsbildes ſowie der Bau⸗ und
Naturdenkmale erlaſſenen baupolizeilichen Vorſchriften beachtet werden .

Um den Ortsbaukommiſſionen die Erfüllung dieſer ihnen ob⸗
liegenden Pflicht in den Fällen des § 123 Abſ. 3 LB80 . zu ermög⸗
lichen , iſt für jede Gemeinde von dem Bezirksamt im Benehmen mit
der Bezirksbauinſpektiony ein Verzeichnis derjenigen Baulichkeiten
aufzuſtellen , denen der Charakter eines Baudenkmals im Sinne der
erwähnten Vorſchrift der LBO . zukommt . Eine Abſchrift dieſes Ver⸗
zeichniſſes iſt der Ortsbaukommiſſion unter der Belehrung zuzuſtellen ,
daß ſie darüber zu wachen hat , daß keine baulichen Veränderungenoder ſonſtige in §S 123 Abſ . 2 LB0 . genannte Arbeiten , wie Verputzen
uſw . an den in dem Verzeichnis aufgeführten Baulichkeiten ohne
vorherige bezirksamtliche Genehmigung in Angriff genommen werden .

In das Verzeichnis ſind in erſter Reihe alle im Inventariſations⸗werke aufgeführten Gebäude aufzunehmen , ſodann diejenigen Bauten ,
die aus öffentlichen Mitteln oder unter ſonſtiger Mitwirkung des Staates
reſtauriert worden ſind , endlich Gebäude , welche in der öffentlichen Wer⸗
tung als Baudenkmale oder Wahrzeichen des Octes gelten und von
dem Bezirksamt und der Bezirksbauinſpektion ) ſo gewürdigt werden .
Etwaige Zweifel bei Aufſtellung der Verzeichniſſe können durch den
Rat des Konſervators der öffentlichen Baudenkmale beſeitigt werden .

Es iſt nicht beabſichtigt , mit dieſer Maßnahme eine amtliche
Klaſſierung der Baudenkmäler einzuführen . Die Verzeichniſſe ſollen
nur die erforderliche Anleitung geben , welche Bauten die Ortsbau⸗
kommiſſion als geſchichtlich , kunſtgeſchichtlich oder künſtleriſch wertvoll
im Sinne der 88 123 Abſ . 3, 112 Abſ . 1 Ziffer 2 LB0 . anzuſehen hat .
Es bleibt deshalb im Einzelfalle der Baupolizeibehörde , wenn ſich Zweifel
ergeben , unbenommen , unabhängig von dem Verzeichnis darüber zu ent⸗
ſcheiden , ob die Vorausſetzungen des §S 123 Abſ . 3 L80 . vorliegen .

5 Jetzt: Bezirksbauamt .
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Über die Beachtung und Fortführung der Verzeichniſſe durch
die Ortsbaukommiſſionen haben ſich die Herren Amtsvorſtände ge⸗
legentlich der Ortsbereiſungen , ſoweit tunlich , zu verläſſigen .

Zur Ergänzung des vorſtehenden Erlaſſes hat das Arbeits⸗
miniſterium mit Erlaß vom 30. Mai 1921 Nr . 18 150 im
Intereſſe ſachgemäßer und möglichſt gleichmäßiger Anlage der Ver⸗
zeichniſſe folgendes angeordnet :

a) Für jede Gemeinde iſt ein beſonderes Verzeichnis anzulegen .
b) In das Verzeichnis ſind alle im Inventariſationswerk auf⸗

geführten Bauten und Bauteile im Sinne des § 123 Ziffer 3 der LBO .
aufzunehmen ; ferner alle diejenigen Gebäude , die aus öffentlichen
Mitteln oder unter ſonſtiger Mitwirkung des Staates reſtauriert
worden ſind ; ferner Bauten oder Bauteile , die in der öffentlichen
Wertung als Baudenkmäler oder örtliche Wahrzeichen gelten .

c) Baulichkeiten , die lediglich geſchichtlich , kunſtgeſchichtlich oder
künſtleriſch etwas Bemerkenswertes aufweiſen , oder die nur im Zu⸗
ſammenhang mit ihrer natürlichen Umgebung maleriſche Wirkung
haben , ſind nicht ohne weiteres als Baudenkmäler anzuſprechen ,
gleichviel , ob es ſich dabei um öffentliche oder private Bauten handelt ;
es iſt vielmehr zu prüfen , ob ihnen ein derartiger kunſtgeſchichtlicher ,
künſtleriſcher oder geſchichtlicher Wert eigen iſt , daß ihre Erhaltung
„ von Bedeutung “ iſt .

d) Inventarſtücke , abgeſehen von kirchlichen Ausſtattungsgegen⸗
ſtänden wie Altären , Kanzeln und dergl . , ſind in die Verzeichniſſe
nicht aufzunehmen ; Altäre , Kanzeln , Lettner ꝛc. nur dann , wenn dieſe
als „ Bauten “ anzuſehen ſind , Denkmale , Wegkreuze , Grabſteine ꝛc. ,
ſoweit dieſe im Sinne des §S 1 Ziffer 1 der Landesbauordnung und
des dazu ergangenen Vollzugserlaſſes als Bauten anzuſprechen ſind
und dieſen gleiche Bedeutung eigen iſt .

e) Die Verzeichniſſe ſind nach folgendem Schema anzulegen :

Amtsbezirk :

Gemeinde :

Läger⸗ Benennung Ver⸗ Stil⸗ Umſtände , die

der als Bau⸗ art
den Bau Be⸗

und buch⸗ denkmal zu
wWen⸗ od 35

Nr. num⸗ ſchützenden dungs⸗ Bau⸗ als
andenk⸗ K1

Bauteile art mal kenn⸗ 9

zeichnen

Wik
gen
ein

die
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Zu 1) : Urkundlich bekannte Bauzeiten ſind zahlenmäßig anzu⸗geben ; an den Bauteilen ſelbſt inſchriftlich erhalteneJahrzahlen ſind durch Unterſtreichen kenntlich zu machen ;aufgrund der ſtiliſtiſchen Eigentümlichkeiten geſchätzte
Entſtehungszeiten ſind einzuklammern;Zu 2) : z. B. Art der Erhaltung , Beſitzverhältniſſe ( die Namen
privater Eigentümer ſind im allgemeinen nicht anzugeben ) ,Quellenhinweis und dergl .Im übrigen iſt nach dem Erlaß vom 11. Aug . 1911 Nr. 36817zu verfahren , wobei insbeſondere auf die dort vorgeſchriebene Mit⸗

wirkung der Bezirksbauämter und die Notwendigkeit der Zuſtellunggemeindeweiſe gefertigter Auszüge aus den Verzeichniſſen an dieeinzelnen Ortsbaukommiſſionen erneut hingewieſen wird .

OErlaß des Miniſteriums des Innern vom 24. Juli 1909 Nr . 31 736 ,die Ausſcheidung der Akten aus den Amtsregiſtraturen betr .
Wenn auch die in dem Plane für die Aktenausſcheidung feſt⸗geſetzte Friſt für Aufbewahrung der Akten über baupolizeiliche Ge⸗

nehmigungen — 50 Jahre — im allgemeinen als ausreichend an⸗geſehen werden kann , ſo muß es doch als wünſchenswert bezeichnetwerden , daß Bauakten über Gebäude der Gemeinden , Stiftungenund Körperſchaften ſowie über Bauten , die vermöge ihrer Bedeutung ,Eigenart , Schönheit oder Geſchichte beachtenswert ſind , im Intereſſeder Kunſt⸗ und Denkmalspflege nicht vernichtet , ſondern ſtändig auf⸗bewahrt werden . Auch für Bauakten über Realwirtſchaften und Real⸗
apotheken wird ein Bedürfnis zu ſtändiger Aufbewahrung beſtehen .Die Bezirksämter werden deshalb beauftragt , ausgeſchiedene Bau⸗
akten , auf welche obige Vorausſetzungen etwa zutreffen könnten ,künftighin jeweils der zuſtändigen Bezirksbauinſpektion ) zur Außerungdarüber mitzuteilen , ob und welche derſelben mit Rückſicht auf die
Bedeutung , Eigenart , Schönheit oder Geſchichte des Bauwerks oderdes Ortes , an dem ſich dieſes befindet , zur weiteren Aufbewahrungempfohlen werden . Die von den Bezirksbauinſpektionen ) als zurferneren Aufbewahrung empfohlenen Akten ſind alsdann , ſofern be⸗
ſondere Stadtarchive beſtehen , dieſen und wo ſolche nicht beſtehen ,dem Generallandesarchiv zur ſtändigen Aufbewahrung mitzuteilen .Bei den Realwirtſchaften und Realapotheken betreffenden Bauaktenwird ſich eine vorherige Anhörung der Bezirksbauinſpektionen 3 15der Regel erübrigen ; dieſe Akten ſind in der Amtsregiſtratur auchfernerhin aufzubewahren . Wegen der ſtaatlichen Bauten erſcheinen ent⸗
ſprechende Anordnungen nicht erforderlich , da in dieſer Hinſicht in der
Hochbaudienſtweiſung die nötigen Anweiſungen getroffen worden ſind .
h) Pflege des Heimatſchutzes bei der Erſtellung von überland⸗

zentralen .
Siehe den Erl . des Miniſt . des Innern v. 18. Dez. 1914 Nr. 59986.
) Jetzt : Bezirksbauämter .



234 Förderung künſtleriſcher Bauweiſe .

i ) Schutz gegen Verunſtaltung durch Reklameſchilder
und dergl . 8

1. S 130 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs .
Mit Geld ! ) oder mit Haft wird beſtraft , wer bezirks⸗

oder ortspolizeilichen Vorſchriften zuwiderhandelt , durch
welche das Anbringen oder Aufſtellen von Aufſchriften , Ab⸗

bildungen , Reklameſchildern oder anderen Gegenſtänden ver⸗

boten oder von beſonderer Genehmigung abhängig gemacht
wird , um Orts⸗ oder Landſchaftsbilder vor Verunſtaltung und

Natur⸗ oder Baudenkmäler vor Beeinträchtigung zu ſchützen .
Der gleichen Strafe unterliegt , wer der auf Grund dieſer

bezirks⸗ oder ortspolizeilichen Vorſchriften ergangenen Auf⸗
forderung , angebrachte oder aufgeſtellte Gegenſtände der ge⸗
nannten Art zu beſeitigen , nicht nachkommt .

Bevor die bezirks⸗ oder ortspolizeilichen Vorſchriften
erlaſſen werden , iſt der Handelskammer Gelegenheit zur
Außerung zu geben.
2. Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 12. Sept . 1914
Nr . 39759 , die Abänderung des 8 130 des Polizeiſtraf⸗

geſetzbuchs betr .

Der Inhalt des § 130 des PolsStrB . in der Faſſung
vom 25. Juli 1914 ( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1914 S. 283 ) unterſcheidet ſich
von der früheren Faſſung zunächſt darin , daß an die Stelle der
Worte „landſchaftlich hervorragenden Gegend “ die Worte „Orts⸗
oder Landſchaftsbilder “ und an die Stelle der Worte „geſchichtlich
oder künſtleriſch bedeutungsvoller Baudenkmäler “ die Worte „ Natur⸗
oder Baudenkmäler “ traten ; es werden ferner die früheren Be⸗
ſtimmungen inſofern eingeengt , als es nunmehr zum Vorgehen gegen
das Reklameunweſen im Einzelfalle einer orts⸗ oder bezirkspolizei⸗
lichen Vorſchrift bedarf , die Möglichkeit des unmittelbaren Eingreifens
der Bezirkspolizeibehörde ohne dieſe alſo nicht mehr zuläſſig iſt .
Endlich erſchien es auch angezeigt , künftig nicht , wie bisher , dem
Beſitzer des Reklamezeichens allein , ſondern auch dem Grundeigen⸗
tümer , deſſen Eigentum für die Reklamezwecke hergegeben wurde ,
Strafe anzudrohen .

Das Bedürfnis nach Abänderung des §S 130 des PolStrGBB .
ergab ſich im weſentlichen aus der im Laufe der Jahre gewonnenen
Überzeugung , daß der heute in weiten Kreiſen herrſchende Wunſch

9 Übertretungsſtrafe ( ſ . §S 39 PolstrGB . in der Faſſung der
Bekanntm . vom 25 . Juli 1055 unten abgedruckt ) .
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nach Schutz der Natur des badiſchen Landes durch die frühere Faſſungnicht in genügendem Maße erfüllt werden konnte . Das Beſtreben ,ſich in dem heutigen Erwerbsleben zum Zwecke der Anpreiſung derWaren mitunter ſolcher Ausdrucksmittel zu bedienen , die nach Lage ,Größe und Aufdringlichkeit recht unſchön wirkten , mußte manchmatdas äſthetiſche Empfinden der Allgemeinheit verletzen . Die in der
früheren Faſſung des Geſetzes enthaltene Vorbedingung , daß die
Gegend eine „landſchaftlich hervorragende “ ſein müſſe , hat den damit
erſtrebten Zweck nicht vollſtändig zu erfüllen vermocht , weil durchdieſen Wortlaut dem Vorgehen der Behörden recht enge Schrankengeſetzt waren , welche die Auswüchſe der Reklame nicht wirkſam zuhindern vermochten , und weil die Faſſung auch Anlaß zu verſchieden⸗artiger Auslegung im Einzelfalle durch Gerichte und Verwaltungs⸗behörden geben konnte ; die Aufſtellung eines Verzeichniſſes mit
genauer Angabe der als „landſchaftlich hervorragend “ anzuſehendenPunkte des badiſchen Landes verbot ſich aber aus mancherlei Gründen .Es haben ſich in den letzten Jahren in Großſtädten , zum Teil
außerhalb Deutſchlands , Geſchäfte und Geſellſchaften gebildet , welchedas Anbringen marktſchreieriſcher Reklame in immer ſtärkerem Maßeſich zur Aufgabe ſetzten , dafür beſonders bevorzugte Stellen entlangden Hauptverkehrslinien , an Flußläufen , Knoten⸗ und Kreuzungs⸗punkten der Verkehrslinien und in der Nähe der Städte oder kleiner
Ortſchaften wählten und ſich die Erlaubnis zum Aufſtellen der
Reklametafeln von dem Eigentümer des Grund und Bodens mitunter
gegen ein niederes Entgelt geben ließen . Es handelt ſich dabei in
der Hauptſache um Geſchäftsanpreiſungen , die durch Größe , Farbeoder dürftiges Ausſehen der Anlage , mitunter auch nach kurzer Zeitdurch deren halbverfallenen Zuſtand entſtellend oder verunſtaltendwirkten . Dieſe ſogenannte Strecken⸗ oder Landſchaftsreklame mußin verſtärktem Maße in einem von der Natur reich geſegneten Lande
als ſtörend empfunden werden , deſſen Schönheiten jährlich Tauſende
von Fremden zu längerem Verweilen einladen und die ebenſovieleim Vorüberfahren genießen wollen . Die Auffaſſung , daß Reklame⸗
tafeln , Aufſchriften und dergl . mehr nur in landſchaftlich hervor⸗
ragenden Gegenden verunſtaltend wirken können , hat ſich als nicht
zutreffend erwieſen , ſie können ebenſo auch das Bild der freien Flach⸗
landſchaft , des Flußlaufes , des Waldesrandes recht erheblich ſtören ;denn die Schönheit dieſer Landſchaftsteile beſteht zumeiſt in der Ruheder Erſcheinung und der Farbenſtimmung im Zuſammenhang mit dem
weit ſichtbaren Horizont und der Wollkenbildung ; auch intereſſante
Fernblicke auf das Gebirge , auf Berggipfel , auf Stadt⸗ oder Dorf⸗
umrißlinien und dergl . mehr , können darunter empfindlich leiden .
Es ſind das ebenfalls Stimmungsbilder hohen künſtleriſchen Wertes ,
welche gute Maler früherer Zeiten ebenſo ſchätzten wie die der
Gegenwart ; ſie werden häufig ſogar als intereſſantere den mehr
romantiſchen und maleriſchen Landſchaftsmotiven vorgezogen . Die
bisherige Faſſung der geſetzlichen Beſtimmung bot auch keine ſichere
Gewähr dafür , Ortſchaften in ihrem Zuſammenhang mit der Natur ,
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alſo Fernblicke aus der freien Landſchaft auf dieſe vor ſolchen
Entſtellungen zu bewahren .

Was ſolchen in ihrer Einfachheit ſchon ſtimmungsvoll wirkenden
Landſchaften gegenüber gefordert wird , muß ſelbſtverſtändlich in noch
höherem Maße denjenigen Gebilden der heimatlichen Natur zuge⸗
billigt werden , die man gemeinhin als „ Naturdenkmale “ anzuſehen
pflegt , das ſind wiſſenſchaftliche Seltenheiten oder Schönheiten der Natur
im Gelände , die ſich noch an der Urſtelle befinden ( Felſen , Baumgruppen ,
Tropfſteinhöhlen , Waſſerfälle , Gletſchermühlen und dergl . mehr ) .

Es iſt erwünſcht , daß die Reklame mehr als bisher aus der
freien Natur verſchwindet und ſich auf die Plätze innerhalb der
Ortſchaften ſelbſt , wo ſich das gewerbliche und geſchäftliche Leben
täglich abſpielt , beſchränkt ; ſie muß ſich aber auch da gewiſſe Be⸗
ſchränkungen auferlegen , um neben dem Eigennutz des Einzelnen auch
dem äſthetiſchen Allgemeinempfinden Rechnung zu tragen . Um Ort⸗
ſchaften und Städte nach dieſer Richtung im Innern und auch für
den Beſucher oder den Vorüberfahrenden im Zuſammenhang mit der
Umgebung im Rußeren zu ſchützen , wurde die Faſſung „Orts - oder
Landſchaftsbilder “ gewählt .

Der Begriff des Baudenkmals ſoll nicht mehr in der Weiſe ein⸗
geſchränkt werden , wie das in der früheren Faſſung durch die Worte
„geſchichtlich oder künſtleriſch bedeutungsvoller Baudenkmäler “ zum
Ausdruck kam , da die Bedeutung eines Baudenkmals auch in anderer
Richtung liegen kann ; es wird darum allgemein nur noch von „ Bau⸗
denkmälern “ geſprochen .

Die Reklame bildet heute einen weſentlichen Beſtandteil des
wirtſchaftlichen Kampfes des Einzelnen und darf darum nicht ſchlechthin
verboten werden , dagegen ſoll verhindert werden , daß ſie ſich lediglich
im Intereſſe des Einzelnen ohne Rückſicht auf die Allgemeinheit in
marktſchreieriſcher und gefühlloſer Weiſe breit macht . Die Würdigung
der beiderſeitigen Intereſſen und die Behandlung der Frage erfordern
ein verſtändiges Vorgehen der Behörden und mitunter die Anhörung
von Intereſſengruppen und Sachverſtändigen .

Um ſchon bei der Erlaſſung der orts⸗ oder bezirkspolizeilichen
Vorſchriften beiden Teilen möglichſt Rechnung zu tragen , beſtimmt
Abſ . 3, daß vor der Erlaſſung einer orts - oder bezirkspolizeilichen Vor⸗
ſchrift der maßgebenden Handelskammer Gelegenheit zur Außerung
gegeben werde . Wo die Bezirksämter in ſolchen Fragen weiter
eines ſachdienlichen Rates auch im Einzelfalle bedürfen , haben ſi
ſich an die Bezirksbauinſpektionen ! ) oder an die vom Architekten⸗ und
Ingenieurverein gebildeten Ausſchüſſe für die Pflege heimatlicher
Bauweiſe , oder an den Verein „Badiſche Heimat “ in Freiburg i. B. ,
wo es ſich um Baudenkmale handelt , an den Konſervator der
öffentlichen Baudenkmale in Karlsruhe , und in Fragen des Natur⸗
denkmalſchutzes an den badiſchen Landesverein für Naturkunde und
Naturſchutz Freiburg oder an die Forſtbehörden zu wenden ; es iſt

1) Jetzt : Bezirksbauämter .
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Ausgrabungen und Funde . 237
dann zu erwarten , daß bei Entſtehung und Durchführung der orts⸗oder bezirkspolizeilichen Vorſchriften unnötige Härten vermiedenwerden und die Beſtrebungen auf dieſem Gebiet beim verſtändnis⸗vollen Zuſammenarbeiten von Behörden und Intereſſenvertretungenbei Vertretern des Heimatſchutzes und der Induſtrie gleichgroßenAnklang finden .

Während bisher gegen denjenigen , der ſein Grundſtück oderGebäude der Reklame zur Verfügung ſtellte , wie wir in unſeremErlaſſe vom 7. Auguſt 1912 Nr. 30200 , den Schutz landſchaftlichhervorragender Gegenden gegen Verunſtaltung betr . , unter Bezug⸗nahme auf die Rechtſprechung des Oberlandesgerichts bemerkt haben ,ein Vorgehen nur dann in Frage kam , wenn durch die Reklame⸗vorrichtungen die öffentliche Sicherheit gefährdet erſchien , läßt dienunmehrige Faſſung des § 130 ein Vorgehen auch gegen ihn auchaus Erwägungen äſthetiſcher Natur zu.

kk) Ausgrabungen und Funde .
8 31de8 Polizeiſtrafgeſetzbuchs .

Mit Geld ) oder mit Haft wird beſtraft :
I . wer Ausgrabungen nach unbeweglichen oder beweg⸗lichen Gegenſtänden von geſchichtlicher , insbeſondere erd⸗,kultur⸗ und kunſtgeſchichtlicher Bedeutung ohne die durchVerordnung vorgeſchriebene Genehmigung vornimmt oder

den bei der Genehmigung getroffenen Anordnungen der Be⸗
zirkspolizeibehörde zuwiderhandelt ; die Genehmigung darfnur verſagt werden , wenn den Umſtänden nach anzunehmeniſt , daß die Ausgrabungen in gewinnſüchtiger Abſicht oder in
nicht ſachgemäßer Weiſe unternommen werden ;

2. wer die durch Verordnung vorgeſchriebene Anzeigeeines in oder auf einem Grundſtück zufällig gemachten Fundes
von geſchichtlicher , insbeſondere von erd⸗ , kultur - und kunſt⸗

geſchichtlicher Bedeutung unterläßt , oder wer den im Intereſſeder Wiſſenſchaft oder der Denkmalspflege zur Erhaltung des
unveränderten Zuſtandes der Fundſtätten oder der Funde
getroffenen Anordnungen der Bezirkspolizeibehörde inner⸗
halb der beſonders feſtzuſetzenden Friſt von höchſtens einer
Woche zuwiderhandelt .

J übertretungsſtrafe (,. § 39 PolStrGB . in der Faſſung derBekanntm . vom 25. Juli 1923 , unten abgedruckt ) .
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2. Verordnung des Miniſteriums des Kultus und Unter⸗

richts vom 27. Juli 1914 , Ausgrabungen und Funde betr .

( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1914 Seite 290) .

Auf Grund des § 131 Polizeiſtrafgeſetzbuches in der Faſſung
des Geſetzes vom 25. Juli d. J . wird verordnet :

8 1.

Wer Ausgrabungen nach unbeweglichen oder beweglichenGegen⸗
ſtänden von geſchichtlicher , insbeſondere von erd⸗, kultur⸗ und kunſt⸗
geſchichtlicher Bedeutung vornehmen will , bedarf hierzu der vor⸗
herigen Genehmigung des Bezirksamts , in deſſen Bezirk der Ort
der Ausgrabung liegt .

82
Bei Erteilung der Genehmigung können behufs Sicherſtellung

einer zweckentſprechenden Ausgrabung beſondere Anordnungen ge⸗
troffen werden .

Ausgrabungen , die ohne die erforderliche Genehmigung oder
unter Verletzung der getroffenen Anordnungen unternommen worden
ſind , können polizeilich eingeſtellt werden .

§ 3.

Jeder in oder auf einem Grundſtücke zufällig gemachte Fund
von geſchichtlicher , insbeſondere von erd⸗, kultur⸗ und kunſtgeſchicht⸗
licher Bedeutung iſt ſpäteſtens am nächſtfolgenden Werktage der Orts⸗
polizeibehörde des Fundortes anzuzeigen .

Zur Anzeige verpflichtet ſind der Finder , der Grundſtückseigen⸗
tümer und der Leiter der Arbeiten , bei denen der Fund entdeckt
wird . Die Anzeige eines Anzeigepflichtigen befreit die übrigen von
der Anzeigepflicht . Der Finder wird von ſeiner Verpflichtung auch
dadurch befreit , daß er den Fund alsbald dem Leiter der Arbeiten
mitteilt .

§ 4.
Das Bürgermeiſteramt hat die Anzeige ſo raſch als möglich

dem Bezirksamt vorzulegen . Dieſes kann dem Leiter der Arbeiten
ſowie dem Grundſtückseigentümer im Intereſſe der Wiſſenſchaft und
der Denkmalpflege die Auflage machen , während kurzer Zeit die
Arbeiten einzuſtellen ſowie die Fundſtätte und die Funde in unver⸗
ändertem Zuſtande zu belaſſen . Dieſe Verpflichtung erliſcht mit dem
Ablaufe einer Woche nach dem Tage der Zuſtellung der Auflage ,
wenn nicht das Bezirksamt ſchon früher die Fundſtätte oder die
Funde freigibt . Die Auflage iſt unzuläſſig , wenn die unveränderte
Erhaltung der Fundſtätte beſondere Koſten verurſacht und dieſe Koſten
nicht vom Staate übernommen werden .

85 .

In allen zweifelhaften Fällen hat das Bezirksamt die Ent⸗
ſchließung des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts einzuholen .
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